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Gandolfi-Code Code Européen des Contrats. Avant-projet / Vorentwurf 
der Akademie Europäischer Privatrechtswissenschaftler 
für ein Europäisches Vertragsgesetzbuch 

ggf. gegebenenfalls 

GS Gedächtnisschrift 

HaftpflG  Haftpflichtgesetz 

H.C.L. House of Lords Cases (1847-1866; UK) 

Hrsg. Herausgeber 

Hs. Halbsatz 

ICC International Chamber of Commerce (s.a. CCI, IntHK) 

i.E. im Ergebnis 

IHR Zeitschrift  für Internationales Handelsrecht 

Incoterms International Commercial Terms 

insbes. insbesondere 

IntHK Internationale Handelskammer (s.a CCI, ICC) 

IPR Internationales Privatrecht 

IPRax Praxis des Internationalen Privat- und Verfahrensrechts 

i.S.d. im Sinne des 

i.S.v. im Sinne von 

i.V.m. in Verbindung mit 

JbJZivRWiss Jahrbuch junger Zivilrechtswissenschaftler 

JB1 Juristische Blätter 

JR Juristische Rundschau 

JuS Juristische Schulung 

JZ Juristenzeitung 

Kap. Kapitel 

KE Kommissionsentwurf 

KonDiskE Konsolidierte Fassung des Diskussionsentwurfs 

KriJu Kritische Justiz 

krit. kritisch 

Lando-Principies (s. PECL) 

lat. lateinisch 

L.C. Lord Chancellor 

lit. litera / Buchstabe 

Lit. Literatur 

L. J. Lord Justice 

L.Q.R. The Law Quarterly Review (UK) 
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Ltd. Limited 

MDR Monatsschrift  für Deutsches Recht 

m.E. meines Erachtens 

m.w.N. mit weiteren Nachweisen 

n.F. neue Fassung 

NJ Neue Justiz 

NJW Neue Juristische Wochenschrift 
NJW-RR Neue Juristische Wochenschrift  - Rechtsprechungs-Report 

Zivilrecht 

Nr. Nummer 

N.Y.L. Sch. J. Int'l & New York Law School Journal of International and Com-
Comp. L. parative Law (USA) 

NZA Neue Zeitschrift  für Arbeitsrecht 

NZV Neue Zeitschrift  für Verkehrsrecht 

OLG Oberlandesgericht 

PECL Principles of European Contract Law 

ProdHaftG Gesetz über die Haftung für fehlerhafte  Produkte (Pro-
dukthaftungsgesetz) 

Q.B. Law Reports, Queen's Bench Division 

RabelsZ Rabeis Zeitschrift  für ausländisches und internationales 
Privatrecht 

RegBegr Begründung der Bundesregierung zum Entwurf eines Ge-
setzes zur Modernisierung des Schuldrechts 

RG Reichsgericht 

RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 

RIW Recht der Internationalen Wirtschaft 

Rn. Randnummer(n) 

Rspr. Rechtsprechung 

s. siehe 

S. Seite 

s.a. siehe auch 

2. SchadÄndG Zweites Gesetz zur Änderung schadensersatzrechtlicher 
Vorschriften  v. 19.7.2002 

Schweiz. schweizerisches) 

sec. section(s) 

SJZ Schweizerische Juristen-Zeitung 

SMG Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts - Schuld-
rechtsmodernisierungsgesetz - v. 26.11.2001 

sog. sogenannte(n) 
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StVG Straßenverkehrsgesetz 

Tex. Int' l L.J. Texas International Law Journal (USA) 

u.a. unter anderem 

UK United Kingdom 

ULF(IS) Uniform Law on the Formation of Contracts for the Inter-
national Sale of Goods (s. EAG) 

ULIS Uniform Law on International Sale of Goods (s. EKG) 

ULR Uniform Law Review / Revue de droit uniforme 

UmweltHG Umwelthaftungsgesetz 

UN United Nations / Vereinte Nationen 

UNCITRAL United Nations Commission on International Trade Law 

UNIDROIT; Unidroit Institut International pour VUnification du Droit Privé / 
International Institute for the Unification of Private Law 

UNO United Nations Organization 

UPICC UNIDROIT Principles of International Commercial 
Contracts 

UrhG Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte 
(Urheberrechtsgesetz) 

USA United States of America 

usw. und so weiter 

v. von / versus 

VersR Versicherungsrecht: Zeitschrift  ftir  Versicherungsrecht, 
Haftungs- und Schadensrecht 

vgl. vergleiche 

Vor Art(t). Vorbemerkung zu den Artikeln 

Vorbem. Vorbemerkungen 

VuR Verbraucher und Recht 

Wash. L. Rev. Washington Law Review (USA) 

z.B. zum Beispiel 

ZBJV Zeitschrift  des Bernischen Juristenvereins (Schweiz) 

ZEuP Zeitschrift  für Europäisches Privatrecht 

ZfRV Zeitschrift  ftir  Rechtsvergleichung 

ZfSR Zeitschrift  für Schweizerisches Recht 

ZGS Zeitschrift  ftir  das gesamte Schuldrecht 

ZIP Zeitschrift  für Wirtschaftsrecht 

ZPO Zivilprozeßordnung 

ZRP Zeitschrift  für Rechtspolitik 

ZVglRWiss Zeitschrift  für Vergleichende Rechtswissenschaft 





/.  Teil 

Einleitung 

Werden Pflichten nicht ordnungsgemäß erfüllt,  dann muß die Rechtsord-
nung regeln, ob dem Gläubiger deswegen Rechtsbehelfe - und welche - zuste-
hen und ob der Schuldner von seiner Pflicht frei  geworden ist. Diese Fragen 
stellen den Kernbereich eines jeden Leistungsstörungsrechts dar.1 Zu beantwor-
ten sind diese Fragen auch bei der Schaffung  eines Europäischen Vertrags- oder 
Schuldrechts, unabhängig davon, ob diese Entwicklung einmal in naher oder 
ferner  Zukunft in einer Kodifikation enden wird. Bei der Schaffung  eines Euro-
päischen Vertragsrechts wetteifern mehrere rechtsvereinheitlichende Regelwer-
ke und nationale Rechtsordnungen um Beachtung. Gegenstand der vorliegenden 
Arbeit ist ein Rechtsvergleich zwischen den für die Entwicklung eines Europäi-
schen Vertragsrechts bedeutsamsten Regelwerken; dies sind das UN-Kauf-
rechtsübereinkommen von 1980 (CISG), die Principles of European Contract 
Law (PECL), die UNIDROIT Principles of International Commercial Contracts 
(UPICC), der Vorentwurf  für ein Europäisches Vertragsgesetzbuch (Gandolfi-
Code) sowie das deutsche Recht. Vereinzelt werden im Rahmen dieser Arbeit 
auch besondere Regelungen und Rechtsinstitute des englischen, französischen 
und italienischen Rechts mitberücksichtigt. 

Im zweiten Teil der Arbeit werden die Entstehung, historische Entwicklung 
und Zielsetzung der zu analysierenden Regelwerke beleuchtet. Anschließend 
werden im dritten Teil die gesetzgeberischen Alternativen zur Behandlung von 
Leistungsstörungen aufgezeigt und die Regelwerke ein erstes Mal grundlegend 
miteinander verglichen: Im Fokus steht dabei die systematische Gliederung des 
Leistungsstörungsrechts sowie die bedeutsame Frage des Haftungsmaßstabs. 
Darauf folgt im vierten Teil der Arbeit ein detaillierter Rechtsvergleich, der sich 
an der Leistungsstörung der nachträglichen Unmöglichkeit orientiert. Anhand 
dieser didaktisch und rechtlich am einfachsten zu erfassenden Leistungsstörung 
werden die betreffenden  Vorschriften  der Regelwerke analysiert und einander 
gegenübergestellt. Damit wil l die vorliegende Arbeit auch einen kleinen Beitrag 
leisten zur jüngst im Hinblick auf die Entwicklung eines europäischen Schuld-
rechts geforderten  „systematischen Evaluation von Forschungsergebnissen 

1 Schlechtriem,  Schuldrecht AT, S. 139; Schwenzer,  in: Schlechtriem, Wandlungen 
des Schuldrechts, S. 37. 
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anhand praktischer Beispiele" und zur Genese eines „Case-Book", das typische 
Grundfalle des Schuldrechts mit Hilfe der genannten Regelwerke lösen soll.2 Da 
alle analysierten Regelwerke Leistungsstörungen grundsätzlich unabhängig von 
ihrer konkreten Erscheinungsform nach einem mehr oder minder einheitlichen 
Konzept behandelt wissen wollen, werden im zweiten Kapitel des dritten Teils 
die von diesem Einheitskonzept abweichenden Sonderregelungen für einige 
weitere Lösungsstörungen skizziert: Dabei stehen die anfangliche Unmöglich-
keit, der Gläubiger- und der Schuldnerverzug sowie teilweise auch die Schlecht-
leistung im Blickfeld der Untersuchung. 

2 Vgl. Dauner-Lieb,  NJW 2004, 1431, 1433f. 
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Das Europäische Vertragsrecht im Überblick 

1. Kapitel 

Einleitung zum Europäischen Vertragsrecht 

Was ist das „Europäische Vertragsrecht"? Schlechtriem beantwortet diese 
Frage mit einer Gegenfrage: „Ist es eine Utopie, wie viele meinen, ist es eine re-
ale Chance, wie viele andere hoffen,  ist es bereits Realität, wie einige behaup-
ten, oder ist es eine Schimäre, wie diejenigen warnen, denen der vergleichende 
Blick über die Grenzen des eigenen Rechtssystems immer schon ein wenig 
unheimlich war?"1 Für Basedow steht zumindest fest: „Von einem europäischen 
Privatrecht als eigenständigem corpus rechtlicher Prinzipien und Regeln zu 
sprechen, ist jedenfalls keine Selbstverständlichkeit. Gemeinhin bezeichnet man 
nämlich Rechtsmassen nach ihrem Geltungsursprung und bezieht sie dann auf 
einen Nationalstaat, etwa das französische oder das italienische Privatrecht."2 

Schulte-Nölke betont, daß es aber nicht mehr „den" Gesetzgeber gebe, sondern 
vielmehr Entscheidungen und Wertungen sowohl des nationalen wie des euro-
päischen Gesetzgebers maßgeblich seien, so daß der Jurist zum Diener zweier 
Herren geworden sei.3 

Lange Zeit schien das deutsche Privatrecht ein vom Gemeinschaftsrecht 
unberührtes Rechtsgebiet zu sein.4 Doch spätestens die Schuldrechtsreform  hat 
an den Tag gebracht, daß bereits jetzt wesentliche Teile des deutschen Privat-
rechts durch das Gemeinschaftsrecht geprägt werden.5 Andererseits kennt das 
Gemeinschaftsrecht (noch) kein ausgebautes und ausdifferenziertes  Vertrags-
recht, das auch nur annähernd mit dem herkömmlichen Vertragsrecht in den 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten vergleichbar wäre.6 Durch die kaum 

1 Schlechtriem,  ZEuP 2002, 213. 
2 Basedow,  AcP 200 (2000), 445, 447; siehe auch Martiny,  in: Reithmann/Martiny, 

Rz. 35, S. 47. 
3 Schulte-Nölke,  ZGS 2002, 261 links. 
4 Leible,  EWS 2001, 471 links. 
5 Schulte-Nölke,  ZGS 2002, 261 links; Dauner-Lieb,  ZGS 2003, 10, 1 lf. 
6 Roth,  in: Schulte-Nölke/Schulze/Bernardeau, Europäisches Vertragsrecht im Ge-

meinschaftsrecht,  S. 23. 


